
' Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 1.1

oder Wohnungswechsels sowie zusätzliche Mel­
depflichten;

2. die Untersagung des Aufenthalts an bestimmten 
Orten oder Gebieten, des Besuchs bestimmter 
Orte oder Räumlichkeiten, des Umgangs mit be­
stimmten Personen oder Personengruppen und 
des Besitzes oder der Verwendung bestimmter 
Gegenstände;

3. die Anordnung, den zugewiesenen Wohn- oder 
Aufenthaltsort oder einen bestimmten Bereich 
nicht ohne Zustimmung der Deutschen Volkspo­
lizei zu verlassen und den ihm zugewiesenen Ar­
beitsplatz nicht ohne Zustimmung zu wechseln;

4. die Beschränkung von Ausreisemöglichkeiten 
aus dem Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik.

Die Festlegung mehrerer Auflagen ist zulässig. 
Außerdem können staatliche Erlaubnisse und Ge­
nehmigungen durch die zuständigen Organe versagt, 
entzogen oder eingeschränkt werden. Die Kontrolle 
und Durchsuchung der Aufenthaltsräume, der Woh­
nung und anderer umschlossener Räume durch die 
Deutsche Volkspolizei ist jederzeit zulässig.
(4) Die Dauer der staatlichen Kontrollmaßnahmen 
beträgt mindestens ein Jahr und höchstens fünf Jah­
re; bei Haftstrafe höchstens drei Jahre. Bei Verurtei­
lung auf Bewährung darf sie die Dauer der Bewäh­
rungszeit nicht übersteigen.
(5) Verletzt der Verurteilte vorsätzlich die ihm er­
teilten Auflagen, kann er nach § 238 bestraft werden. 
Bei Verurteilung auf Bewährung kann die angedroh­
te Freiheitsstrafe vollzogen werden.

Hinweis: Vgl. § 39 der 1. DB zur StPO.

5. Abschnitt 
Zusatzstrafen

§ 49
Geldstrafe als Zusatzstrafe
(1) Die Geldstrafe kann als Zusatzstrafe zu einer 
Strafe mit Freiheitsentzug und zur Verurteilung auf 
Bewährung ausgesprochen werden, wenn dies zur 
Verstärkung der erzieherischen Wirksamkeit dieser 
Strafen geboten ist. Sie ist insbesondere anzuwen­
den, wenn die Straftat auf einer Mißachtung der von 
den Werktätigen geschaffenen Werte oder ihres per­
sönlichen Eigentums, auf Bereicherungssucht oder 
Mißachtung vermögensrechtlicher Verpflichtungen 
beruht.
(2) Die Geldstrafe kann auch zusätzlich zur Auswei­
sung (§ 59) ausgesprochen werden.
(3) Für die Mindest- und Höchstgrenze der Geld­
strafe und ihre Umwandlung in Freiheitsstrafe gelten 
die Bestimmungen über die Geldstrafe als Haupt­
strafe; bei Verbrechen, die auf erheblicher Gewinn­
sucht beruhen, kann sie auf 500 000,- Mark erhöht

werden. Bei der Anwendung und Bemessung der 
Geldstrafe als Zusatzstrafe sind die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Täters und durch die Straftat be­
gründete Schadensersatzverpflichtungen zu berück­
sichtigen. Ihre Höhe muß im angemessenen Verhält­
nis zur Hauptstrafe stehen.

§ 50
Öffentliche Bekanntmachung 
der Verurteilung
(1) Die öffentliche Bekanntmachung der rechtskräf­
tigen Verurteilung kann angeordnet werden, wenn 
sie zur Erziehung des Täters, zur erzieherischen Ein­
wirkung auf andere Personen oder zur Aufklärung 
der Bevölkerung und ihrer Mobilisierung zur Be­
kämpfung bestimmter Erscheinungen der Kriminali­
tät notwendig ist.
(2) Die Art und Weise der Bekanntmachung sowie 
die Zeit, innerhalb der sie durchzuführen ist, wird im 
Urteil bestimmt. Das Gericht hat die zur Erreichung 
des Zweckes der Bekanntmachung geeignete Form 
zu wählen. Die öffentliche Bekanntmachung kann 
sich auf die Veröffentlichung der Urteilsformel, auf 
diese und eine Zusammenfassung aus den Urteils­
gründen oder in geeigneten Fällen auf das gesamte 
Urteil erstrecken. Die Zusammenfassung aus den 
Urteilsgründen darf nur durch das erkennende Ge­
richt erfolgen.

Aufenthaltsbeschränkung

§51
(1) Die Aufenthaltsbeschränkung kann zusätzlich 
zu einer Freiheitsstrafe und, wenn dadurch die Errei­
chung des Strafzweckes wesentlich gefördert und auf 
eine Bewährungszeit von zwei Jahren erkannt wird, 
auch zusätzlich zu einer Verurteilung auf Bewährung 
ausgesprochen werden. Ihre Anordnung setzt vor­
aus, daß es zum Schutze der gesellschaftlichen Ord­
nung oder der Sicherheit der Bürger geboten ist. den 
Verurteilten von bestimmten Orten oder Gebieten 
fernzuhalten oder zum Aufenthalt in bestimmten 
Orten oder Gebieten zu verpflichten.
(2) Die Aufenthaltsbeschränkung soll dem Verur­
teilten durch die Beschränkung seiner Freizügigkeit 
die Gelegenheit zur Begehung weiterer Straftaten 
nehmen, die Fortsetzung seiner Beziehungen zu Per­
sonen, die einen schädlichen Einfluß auf ihn ausge­
übt haben oder auf die er einen schädlichen Einfluß 
ausgeübt hat, verhindern und ihn in eine Umgebung 
bringen, die seiner kollektiven Erziehung und gesell­
schaftlichen Entwicklung dienlich ist.
(3) Die zuständigen staatlichen Organe sind auf 
Grund des Urteils berechtigt, dem Verurteilten Ver­
pflichtungen zum Aufenthalt in bestimmten Orten 
oder Gebieten aufzuerlegen.
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